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Anlage:
Adressen der Regionalvertretungen der repräsentativen Gewerkschaftsorganisationen
Gesetzliche Grundlagen:
Königlicher Erlass vom 28. September 1984 zur Ausführung des Gesetzes vom 19. Dezember 1974 zur Regelung der Beziehungen zwischen den öffentlichen Behörden und den Gewerkschaften der Beamten dieser Behörden, Titel IV
Erlass der Exekutive vom 21. Oktober 1992 zur Schaffung der Basiskonzertierungsausschüsse der Deutschsprachigen Gemeinschaft
1 Einleitung
Das Gewerkschaftsstatut verpflichtet jede Behörde gesetzlich, alle allgemeinen Maβnahmen, die sie hinsichtlich ihres Personals in Sachen Arbeitszeitdauer und Arbeitsorganisation zu ergreifen beabsichtigt, einer vorherigen Konzertierung mit den repräsentativen Gewerkschaftsorganisationen zu unterwerfen.  

Vor diesem Hintergrund ist jede Schule des Gemeinschaftsunterrichtswesens, Kaleido-Ostbelgien sowie die Autonome Hochschule Ostbelgien verpflichtet, einen Basiskonzertierungsausschuss, der mindestens 2 bis 3 Mal jährlich tagen sollte und dessen Zuständigkeit sich auf alle Personalkategorien (inklusive Verwaltungs- und Unterhaltspersonal) erstreckt, einzurichten.

In  vorliegender Schulvorschrift, die auf alle Schulen des Gemeinschaftsunterrichtswesens, Kaleido-Ostbelgien sowie die Autonome Hochschule Ostbelgien Anwendung findet, werden die Regeln hinsichtlich der Zusammensetzung, der Funktionsweise und der Zuständigkeiten der  Basiskonzertierungsausschüsse erläutert.
2 Zusammensetzung der Basiskonzertierungsausschüsse
Der Basiskonzertierungsausschuss setzt sich zusammen aus Vertretern der Behörde und Vertretern der repräsentativen Gewerkschaftsorganisationen.

2.1. Vertreter der Behörde

Die Behörde wird im Basiskonzertierungsausschuss durch die in der Schule bzw. Einrichtung beschäftigten Mitglieder des Direktions- und Lehrpersonals, des Erziehungshilfspersonals, des paramedizinischen und sozialpsychologischen Personals, die ein Auswahl- oder Beförderungsamt bekleiden, vertreten. 
Den Vorsitz des Basiskonzertierungsausschusses übernimmt im Gemeinschaftsunterrichtswesen der Schulleiter. Bei Kaleido-Ostbelgien übernimmt die Direktorin den Vorsitz. An der AHS übernimmt der für das Unterrichtswesen zuständige Minister den Vorsitz. 

Jeder Vorsitzende eines Basiskonzertierungsausschusses bestimmt einen Vertreter, der bei Abwesenheit seine Funktion übernimmt.
Die Vertretung der Behörde umfasst maximal 7 Personen. 
Die Vertreter der Behörde können sich von technischen Beratern begleiten lassen.

2.2. Vertreter der repräsentativen Gewerkschaftsorganisationen
Jede repräsentative Gewerkschaftsorganisation ist mit maximal 3 Mitgliedern im Basiskonzertierungsausschuss vertreten. Die Vertreter können sich ebenfalls von technischen Beratern begleiten lassen.
In diesem Zusammenhang sei bemerkt, dass derzeit drei Gewerkschaften die Repräsentativitätsbedingungen erfüllen und demnach im Sektorenausschuss XIX sowie im übergeordneten Konzertierungsausschuss und den im selben Zuständigkeitsbereich eingerichteten Basiskonzertierungsausschüssen tagen dürfen. Hierbei handelt es sich um die Allgemeine Zentrale der Öffentlichen Dienste (CGSP), den Verband der christlichen Gewerkschaften der öffentlichen Dienste (CSC) und die Freie Gewerkschaft des Öffentlichen Dienstes (FGÖD-SLFP).

2.3. Gefahrenverhütungsberater und Präventionsberater-Betriebsarzt
Da der Basiskonzertierungsausschuss ebenfalls Zuständigkeiten im Bereich der Risikoprävention und des Wohlbefindens der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz ausübt, sind sowohl der lokale Gefahrenverhütungsberater als auch der Präventionsberater-Betriebsarzt zu den Versammlungen, in denen über diesbezügliche Angelegenheiten diskutiert wird, einzuladen.

Das Personalmitglied der Schule bzw. Einrichtung, das vor Ort die Funktion des lokalen Gefahrenverhütungsberaters wahrnimmt, ist von Rechts wegen Mitglied des Basiskonzertierungsausschusses in allen Versammlungen, in denen die Thematik des Wohlbefindens am Arbeitsplatz angesprochen wird. Der Gefahrenverhütungsberater tritt dabei weder als Vertreter der Behörde noch als Vertreter einer Gewerkschaftsorganisation auf. Er erfüllt seinen Auftrag in völliger Unabhängigkeit.

Der zuständige Präventionsberater-Betriebsarzt ist zu allen Versammlungen einzuladen, in denen über Angelegenheiten beraten wird, die in seinen spezifischen Zuständigkeitsbereich fallen (Vorbeugung und Ermittlung von Berufskrankheiten, Schutz der Gesundheit der Arbeitnehmer gegen Risiken am Arbeitsplatz, Überwachung des Gesundheitszustands der Arbeitnehmer, Überwachung der Arbeitsbedingungen und der Arbeitshygiene). So ist der Präventionsberater-Betriebsarzt unter anderem einzuladen, wenn der globale Präventionsplan, der jährliche Aktionsplan und der jährliche medizinische Bericht diskutiert werden.  

3 Allgemeine Befugnisse der Basiskonzertierungsausschüsse
Die Zuständigkeit des Basiskonzertierungsausschusses erstreckt sich auf alle zu konzertierenden Angelegenheiten, die ausschließlich das Personal, das in seinen Zuständigkeitsbereich fällt, betreffen. Hierzu gehören sämtliche personalrelevante Fragen der Arbeitsorganisation vor Ort, die nicht gesetzlich geregelt sind. Der Basiskonzertierungsausschuss, der ein Konzertierungs- und kein Entscheidungsgremium ist, übt in diesem Zusammenhang eine Überwachungs- und Gutachterfunktion aus. 
Vor diesem Hintergrund obliegen nachfolgende Maβnahmen und Regelungen einer vorherigen Konzertierung im Basiskonzertierungsausschuss.

3.1. Maβnahmen bezüglich der Arbeitszeitdauer und Arbeitsorganisation
Alle allgemeinen personalrelevanten Maβnahmen, die die Arbeitszeitdauer und die Arbeitsorganisation betreffen, sind einer vorherigen Konzertierung mit den repräsentativen Gewerkschaftsorganisationen zu unterwerfen. Hierzu gehören insbesondere folgende Angelegenheiten:

· die Organisation der Aufsichten und der auβerschulischen Betreuung;

· die Verteilung der pädagogischen und administrativen Tätigkeiten, insbesondere unter Einhaltung der Regelung über die Stundenspanne;
· die Ausarbeitung eines für die Personalmitglieder gerechten Vertretungssystems, insbesondere unter Einhaltung der Regelung über die Stundenspanne;

· die Ausarbeitung des Wochenstundenplans der Schüler und der Lehrer;
· die Verwendung des Stundenkapitals (inklusive der Bereiche pädagogische Koordination, Projekte, Klassenleitung, Klassenrat, Teamarbeit, Betreuung, Fortbildung);

· die Verwendung der Dotation;

· die Organisation der Prüfungssitzungen, insbesondere die Daten der Prüfungen, der Klassenräte und der Elternsprechtage;

· der Transfer von Stundenkapital zu anderen Unterrichtseinrichtungen desselben oder eines anderen Netzes;
· die Überprüfung der Konformität des Schulprojekts mit dem Erziehungsprojekt des Schulträgers und die Beratung über eventuelle Auswirkungen dieses Schulprojekts auf die Arbeitsbedingungen und dienstrechtlichen Situationen der Personalmitglieder;
· die Teilnahme der Personalmitglieder an Weiterbildungen;
· die Verteilung der Dienstleistungen eines Personalmitglieds auf maximal 4 Tage oder 6 Halbtage pro Woche im Rahmen bestimmter Urlaubsformen.
3.2. Die schulinternen Ordnungsmaβnahmen und Richtlinien
Ebenfalls zu konzertieren sind alle schulinternen Ordnungsmaβnahmen und Richtlinien. Hierunter fallen insbesondere nachfolgende Angelegenheiten:
· die Ausarbeitung einer Schulordnung;

· die Ausarbeitung einer Arbeitsordnung;

· die Organisation von Personalversammlungen;

· die Organisation von Zusammenkünften zwischen Eltern und Lehrern;

· die Organisation von Schulreisen bzw. Freiluftklassen;
· die Organisation der Prüfungen;
· die Organisation der Anwerbung und Einschreibung von Schülern.
3.3. Der Empfang neuer Schüler und neuer Personalmitglieder
3.4. Schulinterne Maβnahmen und Richtlinien in Bereichen, die für die Personalmitglieder aus dienst- oder besoldungsrechtlicher Sicht von Interesse sind

4 Befugnisse der Basiskonzertierungsausschüsse im Rahmen des Wohlbefindens am Arbeitsplatz
Wie unter Punkt 2.3. bereits erwähnt, befasst sich der Basiskonzertierungsausschuss ebenfalls mit allen Angelegenheiten, die das Wohlbefinden am Arbeitsplatz und die damit verbundene Risikoprävention betreffen. Die Hauptaufgabe des Basiskonzertierungsausschusses besteht darin, Gutachten zu formulieren und Vorschläge zu unterbreiten, wie ein bestmögliches Wohlbefinden am Arbeitsplatz ermöglicht werden kann. Vor diesem Hintergrund obliegt es dem Schulleiter, den Basiskonzertierungsausschuss entsprechend zu informieren und zu konsultieren, bevor Maβnahmen im Bereich der Risikoprävention ergriffen werden.

4.1. Gutachterfunktion

Es obliegt dem Basiskonzertierungsausschuss  ein Vorab-Gutachten zu formulieren:
· bezüglich aller Projekte, Maβnahmen und eingesetzten Mittel, die direkt oder indirekt, kurzfristig oder langfristig Auswirkungen auf das Wohlbefinden der Arbeitnehmer im Rahmen der Ausübung ihrer Arbeit mit sich ziehen (z.B. neues Gebäude, neue Werkstatt, neue Maschine, …);

· bezüglich Wahl, Unterhalt und Verwendung der zum individuellen oder kollektiven Schutz eingesetzten Mittel;

· bezüglich aller angestrebten Maβnahmen zur Verbesserung der Arbeitsvorgänge und     -bedingungen sowie zur Verhinderung des Burn-outs unter den Personalmitgliedern;

· bezüglich der spezifischen Maβnahmen zur behindertengerechten Umgestaltung der Arbeitsplätze;

· bezüglich der Organisation des Empfangs der Personalmitglieder, der Information und der Ausbildung zur Vorbeugung von Unfällen und Berufskrankheiten;

4.2. Einverständnisfunktion

Es obliegt dem Basiskonzertierungsausschuss, sein vorheriges Einverständnis zur Bezeichnung des an der Schule bzw. der Einrichtung eingesetzten lokalen Gefahrenverhütungsberaters zu geben.
4.3. Überwachungsfunktion

Es gehört ebenfalls zu den Aufgaben des Basiskonzertierungsausschusses auf unangepasste Arbeitsbedingungen oder auf Risiken, die die Sicherheit, Hygiene und die Gesundheit der Personalmitglieder beeinträchtigen, hinzuweisen und Vorschläge zur Beseitigung dieser Risiken zu unterbreiten.

Es handelt sich hierbei um:

· allgemeine Risiken: Brände, Explosionen, die unbeabsichtigte Freisetzung giftiger oder entflammbarer Gase, das Fallen von Personen, das Fallen von Gegenständen, …

· Risiken, die aus gefährlichen Arbeitsumständen resultieren: elektrische Anlagen, gefährliche Produkte, Arbeitsausstattung, Werkstätten, Laboratorien, …

· Umweltfaktoren: Umwelt, Lärm, Beleuchtung, Temperatur, Lüftung, …

Um die oben angeführten Risiken aufzuspüren, beauftragt der Basiskonzertierungsausschuss einige seiner Mitglieder, in regelmäβigen Abständen – mindestens einmal pro Jahr – eine gründliche Untersuchung in allen Bereichen der schulischen Einrichtung gemeinsam mit dem lokalen Gefahrenverhütungsberater, dem Präventionsberater-Betriebsarzt und der Schulleitung durchzuführen.

Ferner obliegt es dem Basiskonzertierungsausschuss, Beschwerden seitens der Personalmitglieder in Sachen Sicherheit, Gesundheit und Hygiene nachzugehen und Gutachten zu formulieren.

4.4. Informations- und Dokumentationsrecht

Der Basiskonzertierungsausschuss besitzt ein ausführliches Informations- und Dokumentationsrecht. Vor diesem Hintergrund ist der Schulleiter verpflichtet, dem Ausschuss die für die Ausübung seiner Zuständigkeiten erforderlichen Informationen und Dokumente zur Verfügung zu stellen.
5 Funktionsweise der Basiskonzertierungsausschüsse
5.1. Geschäftsordnung

Jeder Basiskonzertierungsausschuss arbeitet seine eigene Geschäftsordnung, in der die interne  Funktionsweise beschrieben wird, aus. 

5.2. Einberufung des Basiskonzertierungsausschusses

Der Vorsitzende stellt die Tagesordnung auf und legt das Datum der Versammlung fest. 

Auf der Einladung, die er den Mitgliedern zukommen lässt, vermerkt er die Tagesordnungspunkte, das Datum, die Uhrzeit, den Versammlungsort und die Versammlungsdauer.

Jede im Basiskonzertierungsausschuss vertretene Gewerkschaftsorganisation kann den Vorsitzenden schriftlich um die Aufnahme eines Punktes in die Tagesordnung bitten. In diesem Fall muss der Vorsitzende den Basiskonzertierungsausschuss spätestens 60 Tage nach Erhalt der Anfrage einberufen.

Der Vorsitzende kann aus zwingenden Gründen die Aufnahme eines Punktes in die Tagesordnung verweigern. In diesem Fall muss er dem Ausschuss und der betroffenen Gewerkschaftsorganisation die Gründe für seine Ablehnung innerhalb von 15 Tagen nach Erhalt der Anfrage mitteilen. 
Wird ein Tagesordnungspunkt in Sachen Wohlbefinden am Arbeitsplatz oder Risikoprävention vorgeschlagen, darf der Vorsitzende diesen nicht ablehnen und ist zudem gezwungen, den Basiskonzertierungsausschuss so schnell wie möglich innerhalb einer Frist von maximal 30 Tagen nach Erhalt der Anfrage einzuberufen.

Sowohl die Vertreter der Behörde als auch die Vertreter der Gewerkschaften können Änderungen der Tagesordnung vorschlagen. Diese sind einstimmig von den anwesenden Vertretern zu beschlieβen.

Die Einladungen werden den Gewerkschaftsvertretern und den Regionalvertretungen der Gewerkschaftsorganisationen mindestens 10 Arbeitstage vor der Versammlung zugesandt. Ausschlaggebend ist das Datum des Poststempels. Die Frist darf auf 3 Tage verkürzt werden, wenn der Vorsitzende Dringlichkeit anführt. Der Einladung liegt die zur Konzertierung notwendige Dokumentation bei.

5.3. Diskussionen

Der Vorsitzende leitet die Diskussionen und gewährleistet die Ordnung in den Versammlungen.

Er bezeichnet unter den Vertretern der Behörde einen Schriftführer.

Die Frist, innerhalb deren die Konzertierung zu beenden ist, beläuft sich auf 30 Tage, gezählt ab dem Tag, an dem der betreffende Punkt zum ersten Mal diskutiert wurde. Die Frist darf auf Initiative des Vorsitzenden auf 10 Tage verkürzt werden, wenn er einen Punkt als dringlich erachtet und sich die Vertreter auf eine andere Frist einigen können.

Sind ein oder mehrere Mitglieder abwesend, kann der Basiskonzertierungsausschuss dennoch tagen.

5.4. Protokoll

Der Schriftführer verfasst nach jeder Versammlung ein Protokoll, das von ihm und vom Vorsitzenden unterschrieben wird. Das Protokoll enthält:
· die Tagesordnung;

· die Namen der anwesenden, abwesenden oder entschuldigten Vertreter der Behörde;

· die Bezeichnung der anwesenden, abwesenden oder entschuldigten Gewerkschaftsorganisationen und die Namen der anwesenden, abwesenden oder entschuldigten Vertreter dieser Gewerkschaftsorganisationen;

· den Namen des Personalmitglieds, das die Funktion des lokalen Gefahrenverhütungsberaters ausübt, sofern es an der Versammlung teilgenommen hat;

· den Namen des Präventionsberater-Betriebsarztes, sofern er an der Versammlung teilgenommen hat;

· die Namen der Techniker;
· eine Zusammenfassung der Diskussionen;

· das begründete Gutachten.

5.5. Versand des Protokolls
Eine Kopie des Protokolls wird den Vertretern der Behörde und der Gewerkschaftsorganisationen sowie ggf. dem lokalen Gefahrenverhütungsberater und dem Präventionsberater–Betriebsarzt innerhalb von 15 Tagen nach der Versammlung per Einschreiben zugesandt.

Den Regionalvertretungen der Gewerkschaftsorganisationen wird ebenfalls eine Kopie zugestellt.

Ferner ist eine Kopie des Protokolls an folgende Adresse zu senden:

Ministerium der Deutschsprachigen Gemeinschaft

Fachbereich Unterrichtspersonal
Gospertstraβe 1

4700 Eupen

5.6. Anmerkungen zum Protokoll

Anmerkungen zum Protokoll sind dem Vorsitzenden innerhalb einer Frist von 15 Arbeitstagen mitzuteilen. Ausschlaggebend ist das Datum des Poststempels. Der Vorsitzende kann die Frist auf Vorschlag einer Vertretung und nach Anhörung der anderen Vertretungen abändern.
Werden innerhalb der oben angeführten Frist keine Änderungswünsche mitgeteilt, gilt das Protokoll als angenommen.

5.7. Prüfung der Anmerkungen

Eventuelle Anmerkungen zum Protokoll werden im Rahmen der nächsten Versammlung des Basiskonzertierungsausschusses geprüft.

Wird kein Konsens gefunden, werden die verschiedenen Positionen im Protokoll festgehalten.

5.8. Umsetzung des Gutachtens

Weicht eine Behörde in ihrer Entscheidung von dem vom Basiskonzertierungsausschuss formulierten Gutachten ab, teilt sie den Mitgliedern des Basiskonzertierungsausschusses die Gründe hierfür mit.

5.9. Aufbewahrung des Protokolls

Die Tagesordnung (inklusive Dokumentation) und die Protokolle werden im Sekretariat der Schule bzw. Einrichtung aufbewahrt.

ANHANG 
Adressen der Regionalvertretungen 

der repräsentativen Gewerkschaftsorganisationen

1. CGSP 

CGSP
Rue de la Gare 14

4840 Welkenraedt
2. CSC

CSC Unterricht
Aachener Straβe 89

4700 Eupen
3. FGÖD-SLFP

FGÖD-SLFP

Bergstraße 28

4700 Eupen
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